
sion und der Fachdiskussion kein Trennungsstrich ge­
zogen werden; beide stellen vielmehr eine Einheit 
dar.
Für die zentralen Rechtspflegeorgane wird die Diskus­
sion des Gesetzeswerkes eine Hauptaufgabe ihrer Vor­
bereitung auf den VII. Parteitag der SED und zugleich 
eine Bewährungsprobe dafür sein, wie sie seit dem 
Rechtspflegeerlaß des Staatsrates sowohl ihre spezifi­
schen Aufgaben entwickelt als auch die Zusammen­
arbeit miteinander bewältigt, im besonderen die Hin­
weise zur Vervollkommnung ihrer Leitungstätigkeit be­
achtet haben.
Es hat schon in den letzten Jahren große öffentliche 
Diskussionen über wichtige Gesetzesentwürfe gegeben: 
über den Rechtspflegeerlaß des Staatsrates und über 
das Familiengesetzbuch. Die vorliegenden Entwürfe 
stellen jedoch nach der Zahl der beteiligten zentralen 
Rechtspflegeorgane, der darüber hinaus beteiligten 
Staatsorgane und nach ihrem Umfang neue, hohe An­
forderungen.

Sicherung einer umfassenden Information und Analyse 
Grundlage erfolgreicher Arbeit für alle bevorstehenden 
Etappen der Einführung des neuen Gesetzeswerks ist 
die Sicherung einer umfassenden, richtig gestaffelten 
Information. Die einzelnen zentralen Rechtspflege­
organe entwickeln gegenwärtig — jedes für seinen Be­
reich — besondere Informationssysteme. Es besteht 
Übereinstimmung darüber, daß für die Periode der 
Diskussion des neuen Strafrechts die Information beim 
Ministerium der Justiz, das für die Kommission zur 
Ausarbeitung des Gesetzes die organisatorisch-techni­
sche Arbeit leistet, zusammenlaufen und ausgewertet 
werden wird. Noch nicht gelöst ist aber die Zusammen­
arbeit aller Rechtspflegeorgane hinsichtlich der Infor­
mation nach der Verabschiedung der Gesetze. Aber auch 
daran müssen wir schon heute denken. Alle Probleme 
ihrer praktischen Anwendung müssen dann schnell er­
faßt und nach den einzelnen Aufgabenbereichen der 
Rechtspflegeorgane aufbereitet und diesen zugeleitet 
werden. So kann eine Information aus dem Bereich der 
Volkspolizei nicht nur für das Ministerium des Innern 
bedeutungsvoll sein, sondern gleichermaßen auch für 
die Leitung der Rechtsprechung durch das Oberste Ge­
richt und für das Ministerium der Justiz hinsichtlich der 
Aus- und Weiterbildung der Kader und in bezug auf 
die Einschätzung der Wirksamkeit der neuen Gesetze.
Die Leiter der zentralen Rechtspflegeorgane werden 
keine Zeit verlieren dürfen, um ein System für die 
Informationssammlung und -auswertung zu entwickeln. 
Nur so werden wir der Bedeutung, die der Information 
heute allgemein zukommt, auf dem Gebiet der Rechts­
pflege gerecht werden. Ein solches Informationssystem 
wird die Grundlage für eine wissenschaftlich begrün­
dete Analyse aller Fragen der Einführung und der 
ersten Wirksamkeit der neuen Gesetze bilden.
Die Analyse des Verlaufs der Diskussion wird zunächst 
ergeben, welche Maßnahmen zu treffen sind, um die 
wirklich wichtigsten Fragen in die Aussprache zu brin­
gen und vor allem den Prozeß der Aneignung des neuen 
Rechts durch die Mitarbeiter der Rechtspflegeorgane 
zu lenken. Zugleich werden wir daraus wertvolle Hin­
weise für die Gestaltung der Ausbildung an den Hoch­
schulen erhalten.
Von besonderer Bedeutung ist die Analyse der Recht­
sprechung nach Inkrafttreten des Gesetzes. Hierfür wer­
den die Erfahrungen, die wir nach den ersten Monaten 
des Inkrafttretens des Familiengesetzbuchs gesammelt 
haben, von Nutzen sein; sie werden aber bei dem Um­
fang der jetzt erfaßten gesellschaftlichen Verhältnisse 
und angesichts der Anzahl der beteiligten Organe nicht 
ausreichen. Gesichert werden muß, daß auftauchende
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Fragen, auch soweit sie nicht Gegenstand eines gericht­
lichen Verfahrens sind, schnell und einheitlich beant­
wortet werden, etwa wie es für das Familiengesetzbuch 
gemeinsam vom Obersten Gericht und vom Ministe­
rium der Justiz in dem beim Obersten Gericht gebilde­
ten Konsultativrat erfolgte.
Eine wesentliche Rolle wird vor allem die ständige 
Beobachtung der Entwicklung der Kriminalität spielen.

' Hierauf wird schon die Einführung der Verfehlungen 
und die Ausgestaltung der Ordnungswidrigkeiten von 
Einfluß sein. Die Hauptfrage wird aber vor allem sein, 
die konkrete Untersuchung der Ursachen (im weitesten 
Sinne) sowohl nach der Art der Gesetzesverletzung und 
der Persönlichkeit des Rechtsverletzers (z. B. Jugend­
licher, Rückfall, Asozialität) als auch nach ökonomischen 
und vor allem territorialen Bereichen (z. B. Landwirt­
schaft, Kreise und Gemeinden) zu führen.
Diese konkreten Forschungen werden sachgerechte Ent­
scheidungen für die Grundrichtung der Rechtsprechung 
oder etwa notwendige Ergänzungen bzw. Änderungen 
gesetzlicher Bestimmungen bis zu Hinweisen an andere 
Organe, im besonderen im Bereich der Volkswirtschaft, 
ermöglichen, um Ursachen und begünstigende Bedin­
gungen für Rechtsverletzungen zu beseitigen und ihnen 
vorzubeugen. Hierbei obliegt sowohl der beim General­
staatsanwalt geführten zentralen Kriminalitätsstatistik 
als auch dem Beirat für wissenschaftliche Kriminalitäts­
forschung beim Generalstaatsanwalt eine große Ver­
antwortung. Es ist selbstverständlich, daß alle zen­
tralen Rechtspflegeorgane sich aktiv an der Erfüllung 
dieser Aufgaben beteiligen.

Grundprobleme der Prognostik im Strafrecht 
Entsprechend den Ausführungen Walter Ulbrichts im 
Schlußwort auf der 14. Plenartagung des Zentralkomi­
tees der SED22 müssen auch wir bestimmen, welche 
Aufgaben sich aus dem Perspektivplan und der Gesamt­
konzeption der sozialistischen Perspektive für unsere 
Arbeit ergeben. Die Ausarbeitung der Perspektive der 
gesellschaftlichen Entwicklung in der DDR erfordert 
von uns, auch die Grundpröbleme der Prognose der 
weiteren Entwicklung des Strafrechts, ausgehend von 
einer realen und differenzierten Analyse der Krimi­
nalität, zu bestimmen. Kriminalität und Strafrecht sind 
korrespondierende gesellschaftliche Faktoren, und die 
Kriminalität wird um so wirkungsvoller bekämpft wer­
den können, je wirksamer das Strafrecht — von der Vor­
beugung von Straftaten an — zum Schutz der sozialisti­
schen Gesellschaft und der Rechte der Bürger aus­
gestaltet und gehandhabt wird.
Die Kriminalität darf nicht losgelöst von der gesamten 
gesellschaftlichen Entwicklung betrachtet werden. Es 
wird notwendig sein, in die Untersuchung und Analyse 
der Ursachen stärker als bisher die allgemeine gesell­
schaftliche Entwicklung einzubeziehen. Dieser Hinweis 
des Staatsrates wurde bisher nur teilweise erfüllt. Auch 
für die Einschätzung der Kriminalitätsentwicklung bil­
det die Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft so­
wie der Lebensbedingungen und des Bewußtseins der 
Bürger die Grundlage.
Der weitere Weg der DDR zu einem modernen soziali­
stischen Staat mit einer entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung, die der VII. Parteitag der SED be­
schließen wird, wird zugleich zur Entwicklung eines 
hohen sozialistischen Bewußtseins der Bevölkerung der 
DDR führen. Welche Folgerungen können wir daraus 
für die Möglichkeiten der Prognose auf dem Gebiet des 
Strafrechts ziehen?
Sie gehen m. E. in zwei Richtungen: Bestimmend für 
die Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins ist vor 
allem der Bereich der produktiven Arbeit. Hier wird
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